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Vorwort 

Im Zuge der Diskussion um den "schlanken Staat" in der Bundesrepublik 
Deutschland wandelt sich derzeit nicht nur der Charakter des Sozialrechts. Auch 
die Sozialverwaltung sieht sich der Frage nach ihrem Bestand und ihrer zukünf-
tigen Gestalt ausgesetzt. Die Bundesländer entdecken in diesem Veränderungs-
prozeß, daß sie im Rahmen föderaler Gesamtstaatlichkeit trotz beschränkter Ge-
setzgebungskompetenzen durch die Wahrnehmung der landesrechtlichen Organisa-
tionsgewalt eine eigenständige qualitative Sozialpolitik zu entfalten vermögen. 
Ziele und Maßstäbe allfälliger Strukturreform werden (auch) von dieser Erkenntnis 
geprägt. Der Gestaltungsspielraum der Länder wird allerdings durch detaillierte 
verfassungs- und sozialrechtlichen Maßgaben des Bundes(Verfassungs-)rechts so-
wie von verwaltungs wissenschaftlichen Rationalitätsbindungen bestimmt. Diese 
werden im folgenden näher entfaltet. 

Die dabei vermittelten Einsichten und Vorschläge der Verfasser gehen auf ein 
Gutachten zurück, daß diese für die Landesregierung Nordrhein-Westfalen erstattet 
haben. Demzufolge tragen die Autoren gemeinsam die Verantwortung für die 
nachfolgenden Ausführungen. Im einzelnen zeichnet jedoch der Erstverfasser für 
die Darstellung der verfassungs- und sozialrechtlichen Grundlagen (1. bis 4. Kapi-
tel), der Zweitverfasser für die verwaltungswissenschaftliche Grundlegung (5. bis 
7. Kapitel) verantwortlich. 

Speyer, im März 1997 Detlef Merten Rainer Pitschas 
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Einleitung 

Die Modernisierung der Staatsverwaltung hat einschneidende Konsequenzen für 
den zukunfts orientierten Umbau des Sozialstaates. Dies gilt in gleichem Maße für 
die Ebene des Gesamtstaates wie für die der Bundesländer. Hiervon hängt die 
Lebensqualität vieler Bürger ab. Eine dezentralisiert und effizient arbeitende, bür-
gerorientierte, motivierte und finanzierbare Landesverwaltung ist hierfür unab-
dingbar. 

Die Sozialverwaltung ist in die damit erforderliche umfassende Verwaltungs-
strukturreform notwendig einzubeziehen. Ihr äußerer Behördenaufbau wie auch 
die Binnenstrukturen und Geschäftsprozesse sind deshalb mit dem Ziel zu überprü-
fen, nach Maßgabe und in den Grenzen des bundesstaatlichen bzw. landesstaatli-
chen Verfassungs- und Sozialrechts eine zukunftsbezogene Landessozialverwal-
tung zu schaffen, die als Partner des Sozialbürgers über leistungsfähige Aufbau-
und Ablaufstrukturen verfügt. Zentrale Kriterien für den entsprechenden Umbau 
der zur Zeit vielfach noch in zahlreiche Sonderbehörden zersplitterten Sozial ver-
waltung(en) sind die Orientierung an einer qualitativ verstandenen Sozialpolitik, 
ihre Umsetzung durch eine einheitliche Landessozialverwaltung unter gleichzeiti-
gem Abbau von Hierarchien und Bürokratie sowie die Einführung eines (Sozial-
)Verwaltungsmanagements. Insofern rücken Partizipations- und Wirtschaftlich-
keitsfragen der Verwaltungsführung in den Vordergrund der Organisationsgestal-
tung. Sie umfassen zugleich die Suche nach Formen der Zusammenarbeit von öf-
fentlicher und privater Hand im Sinne einer kooperativen Sozialverantwortung. 
Daneben ist die Transparenz des Verwaltungshandelns für eine modeme Landesso-
zialverwaltung ebenso unerläßliche Voraussetzung wie ihre gesteigerte (Service-
bzw.)Bürgerorientierung. 

Die nachfolgenden Ausführungen wenden sich diesen Fragen zunächst aus ver-
fassungsrechtlicher Perspektive zu. Denn Strukturveränderungen haben sich unab-
dingbar an den verfassungsrechtlichen Direktiven zu orientieren. Diese beschrei-
ben den Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers, wobei bundesgesetzliche Rege-
lungen als vorläufig unverrückbare Eckdaten hinzunehmen sind. Demgemäß be-
handeln die Ausführungen im Ersten Teil die teils geschriebenen, größtenteils 
jedoch ungeschriebenen Verfassungsgrundsätze und -prinzipien, die auch von den 
Ländern zu beachten sind und die als solche Schranken für jede Reformgesetzge-
bung ziehen. Im Ergebnis formuliert die verfassungsrechtliche Analyse eine maß-
gebliche Programmatik für den neuen Aufgabenzuschnitt von Sozialverwaltungen. 
Dabei zeigt sich zugleich, daß dem Verfassungsrecht keine institutionelle Garantie 
des Organisationsbestandes der gegenwärtigen Vielfalt der Landessozialbehörden 
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zu entnehmen ist. Ganz im Gegenteil bleibt auch von Verfassungs wegen auf trans-
parente, bürgerorientierte und "schlanke" Verwaltungseinheiten zu dringen. 

Die damit beschriebenen (sozial-)verfassungsrechtlichen Reformdirektiven bil-
den neben anderen und insbesondere unter dem Leitaspekt der sozialen Integration 
einen maßgeblichen Bezugspunkt für die in dem Zweiten Teil der Schrift anschlie-
ßenden verwaltungs wissenschaftlichen Aussagen. Diese widmen sich zunächst 
dem Verhältnis von Sozialpolitik und (Landes-)Verwaltung, um die Notwendigkeit 
einer Qualitätssteigerung sozialpolitischen Handeins i. S. der Bereitstellung von 
Sozialleistungen "aus einer Hand" zu verdeutlichen. In der Konsequenz dieser 
Überlegungen wird vorgeschlagen, eine einheitliche Landessozialverwaltung in 
Gestalt eines "Landesamtes" zu errichten. Dieser Behörde kommt insofern identi-
tätsbildende Wirkung zu, als sie durch eine gebündelte Sozialkompetenz, umfas-
sende Partnerorientierung, vertiefte Kooperationsbeziehungen zu Privaten und 
nutzerbestimmte Beiräte gekennzeichnet ist. Das Landesamt verkörpert damit eine 
Verwaltung, die unter Einbezug der Möglichkeiten breiter Personalentwicklung 
imstande ist, materiell-qualitative Sozialpolitik äußerst flexibel und bürgerorien-
tiert durchzuführen. Insofern werden bestehende Sonderverwaltungen und Sonder-
zuständigkeiten aufgelöst. Auch neue Sonderbehörden im Sozialsektor sollten 
nicht errichtet werden. Die bestehende Versorgungsverwaltung wäre in das zu 
schaffende Landesamt einzubeziehen. 

Mit diesem Ergebnis sollen die Ausführungen in der aufgeregten Diskussion um 
die Zukunft des Sozialstaates einen neuen Ansatz zum "Umbau" des Sozialstaates 
ohne "Abbau" leisten. 



ERSTER TEIL 

Verfassungsrechtliche und sozialrechtliche Grundlagen 

1. Kapitel 

Die Verteilung der sozialrechtlichen 
Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen 

in der Bundesrepublik Deutschland 

A. Allgemeines 

Das Grundgesetz enthält keinen eigenen Abschnitt über das Wirtschafts- und So-
zialleben, während noch die Weimarer Reichsverfassung z. B. den Fünften Ab-
schnitt ihres Zweiten Hauptteils (Art. 151 ff.) mit "Das Wirtschaftsleben" über-
schrieben hatte. Die formellen und materiellen Aussagen von sozialpolitischer und 
sozialrechtlicher Bedeutung, die als "Sozial verfassung" freilich nicht im Sinne ei-
nes geschlossenen Systems oder eines bestimmten Modells zu verstehen sind 1 , 

müssen daher aus den einzelnen Abschnitten des Grundgesetzes zusammengetra-
gen und systematisierend zusammengestellt werden. 

Widmet man sich den Gesetzgebungskompetenzen im Bereich von Sozialrecht 
und Sozialpolitik, so ist zunächst darauf hinzuweisen, daß das Grundgesetz zur Er-
zeugung von Recht durch die Länder keine Aussagen enthä1t2. Vielmehr be-
schränkt sich die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland darauf, die Gesetz-
gebungskompetenzen zwischen Bund und Ländern zu verteilen, was Art. 70 Abs. 
2 GG deutlich macht. Dabei stellt das Grundgesetz an die Spitze seines Siebten 
Abschnitts über "Die Gesetzgebung des Bundes" in Art. 70 Abs. 1 GG eine Zu-
ständigkeitsvermutung: Danach haben die Länder das Recht der Gesetzgebung, so-
weit dieses Grundgesetz nicht dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht. Art. 
70 Abs. 1 GG konkretisiert die allgemeinere Zuständigkeitsvermutung des Art. 30 
GG, wonach die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staat-
lichen Aufgaben Sache der Länder ist, soweit dieses Grundgesetz keine andere Re-

1 Vgl. Müller-Valbehr, Sozialverfassung, Sozialpolitik und Sozialreform, in: ZRP 1984, 
S. 262ff.; SchaldPitschas, in: Sozialrechtsprechung, Festschrift zum 25jährigen Bestehen 
des Bundessozialgerichts, Bd. 11, S. 639 ff. 

2 So auch Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. 11, § 37 11 I, S. 578. 
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